
Der Landtag von Niederösterreich hat am 6. Juli 2012 in Ausführung des 
Bundesgesetzes über Krankenanstalten und Kuranstalten, BGBl. Nr. 1/1957 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 147/2011, beschlossen: 
 
 

Änderung des NÖ Krankenanstaltengesetzes 
 
 
Das NÖ Krankenanstaltengesetz, LGBl. 9440, wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
1. Im § 2a Abs. 2 wird die Wortfolge „Universitätskliniken einschließlich der   

medizinischen Universitätsinstitute“ durch die Wortfolge „Krankenanstalten, die    
neben den Aufgaben gemäß § 1 ganz oder teilweise der Forschung und Lehre    
einer Medizinischen Universität dienen,“ ersetzt. 

2. Im § 11 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) Die Erweiterung einer Krankenanstalt zu einem Universitätsklinikum 
dahingehend, dass sie ganz oder teilweise der Forschung und Lehre einer 
Medizinischen Privatuniversität dienen soll, ist vor deren Durchführung der 
Landesregierung anzuzeigen. Die Landesregierung kann die angezeigten 
Maßnahmen binnen 3 Monaten ab Einlangen der Anzeige gerechnet 
untersagen, wenn die Berücksichtigung der Erfordernisse der Lehre und 
Forschung der Medizinischen Privatuniversität zu einer Beeinträchtigung der 
öffentlichen Gesundheitsversorgung führen würden.“ 

 

3. Nach § 15 werden folgende §§ 15a bis 15f samt Überschriften eingefügt:  
 

„Anstaltsordnungen in Universitätskliniken 

§ 15a 

(1) Die Anstaltsordnung für eine Krankenanstalt, die ganz oder teilweise der 
Forschung und Lehre einer Medizinischen Privatuniversität dient, hat die 
Bedürfnisse der Forschung und Lehre zu berücksichtigen. Das 
Zusammenwirken beim Betrieb der Krankenanstalt ist in einer Vereinbarung 
zwischen dem Rechtsträger der Krankenanstalt und dem Träger der 
Medizinischen Privatuniversität zu regeln. 

(2) Der Rechtsträger einer solchen Krankenanstalt hat vor Vorlage an die 
Landesregierung zum Zweck der Genehmigung der Anstaltsordnung gemäß 
§ 16 Abs. 6 das Rektorat der Medizinischen Privatuniversität zu hören.  

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Anstaltsordnung den in § 16 
Abs. 6 genannten Kriterien widerspricht oder wenn sie einen geordneten 
Betrieb der Anstalt nicht gewährleistet erscheinen lässt, insbesondere wenn die 
Gefahr besteht, dass die Berücksichtigung der Erfordernisse der Lehre und 



Forschung der Medizinischen Privatuniversität zu einer Beeinträchtigung der 
öffentlichen Gesundheitsversorgung führt. 

 

Beiziehung eines Vertreters einer Medizinischen Privatuniversität zur 
kollegialen Führung in Universitätskliniken 

§ 15b 

In einem Universitätsklinikum, in dem eine kollegiale Führung gemäß § 16a 
eingerichtet ist, ist der Rektor oder ein von der Universität vorgeschlagener 
Universitätsprofessor der Medizinischen Privatuniversität den Sitzungen der 
kollegialen Führung mit beratender Stimme beizuziehen. 

 

Qualitätssicherung in Universitätskliniken 

§ 15c 

In einem Universitätsklinikum gehört der Kommission für Qualitätssicherung 
auch ein Vertreter des Rektorates oder ein von der Privatuniversität 
vorgeschlagener Universitätsprofessor der Medizinischen Privatuniversität an. 

 

Ärztlicher Dienst in Universitätskliniken 

§ 15d 

In Abteilungen und sonstigen Organisationseinheiten von Krankenanstalten, die 
als Universitätskliniken in klinische Abteilungen oder als klinische Institute 
gegliedert sind, kommt die Verantwortung für die zu erfüllenden ärztlichen 
Aufgaben im Bereich der Lehre und Forschung einer Medizinischen 
Privatuniversität dem Leiter der klinischen Abteilung zu, welcher diese neben 
den ihm gemäß § 17 Abs. 2 obliegenden Aufgaben zu erfüllen hat. 

 

Arzneimittelkommission für Universitätskliniken 

§ 15e 

(1)  Die Arzneimittelkommission gemäß § 19d hat bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben im Hinblick auf Universitätskliniken Abs. 2 zu berücksichtigen. 

(2) Bei Krankenanstalten, die ganz oder teilweise der Forschung und Lehre 
einer Medizinischen Privatuniversität dienen, muss neben den Grundsätzen 
gemäß § 19d Abs. 5 Z. 1 - 3 gewährleistet sein, dass diese ihre Aufgaben auf 
dem Gebiet der universitären Forschung und Lehre uneingeschränkt erfüllen 
können. 

 



 

Klinische Prüfungen in Universitätskliniken 

§ 15f 

In einem Universitätsklinikum darf der Rechtsträger der Krankenanstalt 
abweichend von § 19e Abs. 10 klinische Prüfungen auch zulassen, wenn 
Auftragnehmer die Medizinische Privatuniversität ist und diese gewährleistet, 
dass dem Rechtsträger der Krankenanstalt sämtliche durch die Prüfung 
verursachten Aufwendungen ersetzt werden.“ 

 

4. Im § 19e Abs. 4 Z. 12 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende 
Ziffer 13 angefügt:   
„13. einem Vertreter der Medizinischen Privatuniversitäten, die ihren Sitz in 
Niederösterreich haben.“ 


